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AR fra g e 

der Abg. Dr. K r au 8, H art 1 e b, S t end e b a 0 hund 
G~n088en 

an die BUndesregierung. 

betreffend di. S1tuation der ö8terreichis~hen MUhlenwirtschatt. 

-.-...... 

Die unerfreuliohe Entwicklung in der Mahlenindustrie ist be-
I 

kaMt und war schon mehrfaoh Gegenstand ernst zu nehmender Stellung

nahmen in der Öffentliohkeit. Die Entwioklung war sohon seit Jahren 

vorh~r~u8ehen, da man die Mühlenwirtsohaft auf der Einkaufsseite einer 

stl',u~gen Preisbindung, hinsichtlioh der Produktion einer geneuen 

T;ypisierung unterwarft während der Absat.z völlig dem freien' Markt 

überlassen wurde. Eine sOlohe Regelung, die sozusagen weder FleÜDh 

noCh. Fisch ist, mußte zu jener unerträglichen Situat ion führen, vor 

de~ die ö.t&rr~ichisohe Mühleninduetrie heute steht. 

In der klaren Erkenntnis dieser Bntwicklung haben bereits am 

2.6.1954 Abgeordnete der WdU eine~ Gesetzesantrag auf Neuordnung der 

Mahlenwirtaehaft eingebracht. Er wurde bis heute nicht in Behandlung 

gezogen. Spä.ter hat das Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 

ebeBfnlis einen Entwurf zum selben Thema und nach abnlEben Grundsätzen 

~ur ;Diskussion gestellt. Bis zum he~tigen Tage ist jedoch nichts gß

achQhen, waB auf eine baldige Ordnung dieser unerträgliohen Lage hoffen 

läßt. 
Die unterzeichneten Abgeordneten riQhten daher an die 13undes

rell.:ung 41e 

A n f ,. 8 g e. 

WS8 beabsichtigt die Bundesregierung zu t~p, um die Mühlen

w1»&.Gbatt, 4ie durch ihre Politik an den Rand des Abgrundes gebracht 

"","e. -c1u.:r auf eine gesunde Grundlage zu stellen? 

...... -.... -
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